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Flexible Vorsorgelösungen
Per 1. Januar 2006 ist das dritte 
und letzte Paket der 1. BVG-Re-
vision in Kraft getreten. Es bein-
haltet Änderungen, welche bei 
der individuellen Steuerplanung 
im Zusammenhang mit der be-
ruflichen Vorsorge zu berück-
sichtigen sind. Nachfolgend wer-
den ausgewählte Änderungen 
und deren Auswirkungen darge-
stellt. 

Pensionskasseneinkauf

Einkäufe in die Pensionskasse 
können grundsätzlich voll vom 
steuerbaren Einkommen abge-
zogen werden. Dadurch ist unter 
Umständen eine erhebliche Re-
duktion der persönlichen Steu-
erbelastung möglich. Ein Kapi-
talbezug aus der Pensionskasse 
unterliegt später lediglich einer 
reduzierten Besteuerung. Im 
Kanton St. Gallen ist zudem ge-
plant, diese Besteuerung im 
Rahmen der nächsten Steuerge-
setzrevision nochmals deutlich 
zu reduzieren.

Um Missbräuche zu verhin-
dern, wurde bisher, nebst der 
durch die Pensionskasse berech-
neten Einkaufslücke, steuerlich 
ein maximal abziehbarer Ein-
kaufsbetrag definiert. Dieser er-
gab sich durch Multiplikation 
der Anzahl bis zur Pensionierung 
verbleibenden Jahre mit dem 
BVG-Grenzbetrag von 77 400 
Franken. Mit zunehmendem Al-
ter reduzierte sich somit der 
steuerlich maximal zulässige 
Einkaufsbetrag. Mit der BVG- 
Revision entfällt diese Bestim-
mung. Stattdessen ist neu der 
versicherbare Jahreslohn auf  
774 000 Franken, den zehnfa-
chen BVG-Grenzbetrag, limitiert. 
Der steuerlich maximal zulässige 
Pensionskasseneinkauf ist somit 
im Rahmen dieser Begrenzung 
nur noch vom individuellen Vor-
sorgereglement der Pensions-
kasse abhängig.

Frühpensionierung

Frühpensionierungen führen 
in der Regel beim Versicherten 
zu Leistungskürzungen. Arbeit-
nehmer, welche einen frühzei-
tigen Ruhestand in Betracht zie-
hen, haben neu die Möglichkeit, 
drohende Leistungskürzungen 

mit einem Pensionskassenein-
kauf aufzufangen, auch wenn sie 
ihr reguläres Einkaufspotenzial 
bereits ausgeschöpft haben. Vo-
raussetzung ist jedoch, dass die 
Pensionskasse die Vorfinanzie-
rung der Frühpensionierung in 
ihrem Reglement vorsieht.

Eigenheimbesitzer

Seit dem 1. Januar 2006 müs-
sen Eigenheimbesitzer, welche 
Pensionskassengelder zur Finan-
zierung von selbst genutztem 
Wohneigentum bezogen haben, 
zuerst diese Vorbezüge wieder 
einzahlen, bevor sie neue Ein-
käufe steuerlich geltend machen 
können. Dies stellt gegenüber 
der bisherigen Regelung eine 
Einschränkung dar.

Einkauf und Kapitalbezug

Bereits vor der BVG-Revision 
war im Rahmen der persön-
lichen Steuerplanung abzuklä-
ren, ob die Leistung später als 
Rente oder in Kapitalform bezo-
gen werden soll. Dies insbeson-
dere bei älteren, kurz vor der 
Pensionierung stehenden Per-
sonen, da viele Steuerverwal-
tungen gemäss ihrer Praxis bei 
einem Pensionskasseneinkauf 
kurz vor der Pensionierung mit 
anschliessender Kapitalauszah-
lung von einer Steuerumgehung 
ausgingen und den Pensionskas-
seneinkauf steuerlich nicht zum 
Abzug zuliessen. Neu ist gesetz-
lich geregelt, dass Leistungen, 
welche aus einem Einkauf resul-
tieren, in den drei darauf fol-
genden Jahren nicht in Kapital-
form bezogen werden dürfen.

Fazit

Einerseits klären die neuen 
Bestimmungen im Bereich der 
beruflichen Vorsorge bisher um-

strittene Fragen und schränken 
Steuersparmodelle ein, anderer-
seits ermöglichen sie zum Teil 
flexiblere, bisher nicht mögliche 
Vorsorgelösungen. Eine vorsor-
ge- und steueroptimale Planung 
bedingt die Abklärung und Be-
antwortung zahlreicher Frage-
stellungen (siehe Kasten). Ange-
sichts der Vielfalt der möglichen 
Vorsorgelösungen sowie deren 
teilweise grossen finanziellen 
Auswirkungen ist daher der früh-
zeitige Beizug von ausgewie-
senen Vorsorge- und Steuerfach-
leuten empfehlenswert.

Thomas Christen, lic. oec. HSG, 
dipl. Steuerexperte, Partner,
Steuerpartner AG, St. Gallen 

Nicole Enderli, Steuerberaterin, 
Steuerpartner AG, St. Gallen

Steueroptimierter Abschluss
Die steuerlich privilegierte Ar-
beitsbeschaffungsreserve (ABR) 
wurde vor rund 20 Jahren als 
Instrument zur Förderung von 
Konjunktur und Beschäftigung 
geschaffen. Sie wird aus den 
jeweiligen Jahresgewinnen ge-
bildet und auf ein Sperrkonto 
einbezahlt. Spätere Auflösungen 
dieser zweckgebundenen Mittel 
erfolgen nach entsprechenden 
behördlichen Freigaben. Arbeits-
beschaffungsreserven sind nebst 
ihrer betriebswirtschaftlichen 
Zwecksetzung auch deshalb 
interessant, weil sie den Unter-
nehmen wesentliche Steuervor-
teile bringen, indem sie letztlich 
einen doppelten Steuerabzug 
bewirken.

Doppelter Steuerspareffekt

Arbeitsbeschaffungsreserven 
können zweimal vom Unterneh-
mensgewinn steuerwirksam in 
Abzug gebracht werden:
– zum einen bei der Bildung bzw. 
Einlage derartiger Reserven;
– zum anderen bei der späteren 
Verwendung/Investition dieser 
steuerneutral zurückgeführten 
Mittel in Form von wiederum 
steuerlich abzugsfähigen Ab-
schreibungen und Aufwendun-
gen.

Einlagen in die Arbeitsbe-
schaffungsreserve sind steuer-
lich offenen Reserven aus bereits 
versteuertem Einkommen oder 
Reinertrag gleichgestellt. Der 
doppelte Steuereffekt ermöglicht 
im Verhältnis zur gebildeten ABR 
eine geradezu beeindruckende 
Rendite. Zudem sind die Mittel 
sicher angelegt und werden an-
gemessen verzinst.

Bildung

Arbeitsbeschaffungsreserven 
können nicht nur von Kapital-
gesellschaften, sondern auch 
von Personengesellschaften und 
Einzelfirmen gebildet werden. 
In Frage kommen vorab Unter-
nehmen mit 10 oder mehr Ange-
stellten, wobei Ausnahmenrege-
lungen und zum Teil kantonale 
Abweichungen vorbehalten blei-
ben. Grundsätzlich ausgeschlos-
sen sind lediglich Unternehmen, 
die hauptsächlich im Bereich 
Handel und Verwaltung von 

Liegenschaften tätig sind. Die 
höchstzulässigen jährlichen Ein-
lagen betragen 15% des handels-
rechtlichen Reingewinnes ohne 
allfällige Verlustvorträge und 
vereinzelte Gewinnbestandteile, 
mindestens aber 10 000 Franken. 
Der zulässige Höchstbestand 
an der kumulierten ABR beläuft 
sich auf 20% der jährlichen Lohn-
kosten. Sinkt in späteren Jahren 
die AHV-Lohnsumme, muss die 
Reserve nicht angepasst werden.

Freigabe und Verwendung

Für die Verwendung der ein-
bezahlten ABR müssen diese 
zunächst freigegeben werden. 
Bei der allgemeinen Freiga-
be durch das Eidgenössische 
Volkswirtschaftsdepartement 
haben grundsätzlich alle Un-
ternehmen die Möglichkeit, 
im entsprechend festgelegten 
Zeitraum vormals getätigte Ein-
lagen wieder steuerneutral zu 
entnehmen. Die individuelle 
Freigabe bedarf hingegen eines 
vorgängigen Gesuchs, dem die 
zuständige kantonale Behörde 
bei verschlechterter Auftrags-, 
Ertrags- oder Finanzlage der be-
treffenden Unternehmung in der 
Regel entspricht. Insoweit sind 
die ABR nicht jederzeit uneinge-
schränkt verfügbar; eine gewisse 
Einschränkung an Flexibilität ist 
deshalb möglich.

Mit den freigegebenen Mitteln 
können Massnahmen zur Förde-
rung der Beschäftigung oder zur 
Stärkung der wirtschaftlichen La-
ge der Unternehmung finanziert 
werden. Dazu gehören, nebst In-
vestitionen, etwa Forschungs- 
und Entwicklungsaktivitäten so-
wie Aus- und Weiterbildungs-
massnahmen. Die Unternehmen 
haben die ordnungsgemässe 
Durchführung der Arbeitsbe-

schaffungsmassnahmen im Um-
fang des verwendeten Reserve-
vermögens nachzuweisen, an-
sonsten auf dem entnommenen 
Betrag Nachsteuern drohen.

Arbeitgeberbeitragsreserven

Arbeitsbeschaffungsreserven 
(ABR) sind zu unterscheiden von 
den bei der Abschlussgestaltung 
ebenfalls zu beachtenden so ge-
nannten Arbeitgeberbeitragsre-
serven. Solche der beruflichen 
Vorsorge der Mitarbeitenden 
dienenden Vorauszahlungen des 
Arbeitgebers in die Pensionskas-
se können innerhalb bestimmter 
Schranken zum einen als Auf-
wand steuerlich abgezogen wer-
den; sie müssen dann zum an-
deren unwiderruflich der Vorsor-
ge verhaftet bleiben, so dass ein 
Rückfluss an den Arbeitgeber 
ausgeschlossen ist. 

Im Kanton St. Gallen werden 
derartige Zuwendungen für das 
abgelaufene Geschäftsjahr neu-
erdings steuerlich wieder aner-
kannt, falls unter anderem die 
effektive Überweisung an die 
Vorsorgeeinrichtung spätestens 
sechs Monate nach Abschluss 
des Geschäftsjahres erfolgt. 
Dementsprechend haben auch 
Einzahlungen von ABR inner-
halb von sechs Monaten nach 
Ablauf des Geschäftsjahres zu 
erfolgen.

Fazit

Arbeitsbeschaffungsreserven 
sind ein wichtiges und oft unter-
schätztes Instrument der Steuer-
planung mit beeindruckenden 
Renditen, da dieselben Ausga-
ben zweimal den steuerbaren 
Reingewinn reduzieren. Einla-
gen in die ABR sollten aber eben-
so der Liquiditäts- und Finanz-
planung entsprechen. 

Schliesslich erfordert eine 
nachhaltige wie umfassende Ab-
schlussberatung die konse-
quente Berücksichtigung wei-
terer Steueroptimierungsmög-
lichkeiten, etwa der Personalvor-
sorge. 

Dr. William Andrich,
Leiter Steuern und Recht,
Vizedirektor,
BDO Visura, St. Gallen

Nach wie vor ist die Meinung, 
dass Schulden machen steuer-
technisch günstig ist, weit ver-
breitet. Die Frage zielt auf die 
steueroptimale Zusammenset-
zung des Vermögens ab, wes-
halb eine fundierte Antwort dif-
ferenziert und individuell aus-
fallen muss.

Vermögenssteuern

Einfach nur mehr auszugeben 
als einzunehmen, um keine Ver-
mögenssteuern zahlen zu müs-
sen, ist sinnlos. Dies abgesehen 
davon, dass die Vermögenssteu-
er erst ab dem Freibetrag anfällt 
(zum Beispiel im Kanton 
St. Gallen ab 150 000 Franken für 
Verheiratete). Erst bei Vermögen 
über 1,0 Mio. Franken lohnen 
sich Steuerüberlegungen betref-
fend die Vermögenssteuern. So-
mit kann aus steuerlicher Sicht 
bedenkenlos ein erhebliches 
Sparziel verfolgt werden. Wer 
Schulden macht (zum Beispiel 
Konsumkredit, Darlehen, nicht 
aber Leasingraten) kann seine 
Schulden vom Vermögen abzie-
hen und die Schuldzinsen steu-
erlich absetzen.

Rendite ist entscheidend

Beispiel 1: Eine bestehende 
Hypothek von 100 000 Franken 

könnte zurückgezahlt werden. 
Darauf sind Zinsen von 3% ge-
schuldet (3000 Franken p.a.). Das 
Geld liegt auf dem Bankkonto, 
das zu 1% verzinst wird (1000 
Franken). Das steuerbare Ein-
kommen ist infolge der Verschul-
dung um 2000 Franken tiefer. Die 
Steuerersparnis beträgt bei einem 
Grenzsteuersatz von angenom-
men 35% demnach 700 Franken. 
Andererseits entstehen Mehraus-
gaben von 2000 Franken (3000 
minus 1000 Franken). Netto ent-
steht in diesem Beispiel also ein 
Verlust von 1300 Franken (Mehr-
ausgaben minus Steuererspar-
nis). Somit ist es sinnvoller, die 
Schulden zurückzuzahlen.

Beispiel 2: Das auf der Bank 
«brachliegende» Geld wird in  
Aktien angelegt, welche eine 
Rendite von 8% erreichen (An-
nahme 8000 Franken, wovon 

1000 Franken steuerbarer Divi-
dendenertrag und 7000 Franken 
steuerfreier Kapitalgewinn). Das 
steuerbare Einkommen ist  
wegen der Schuldzinsen um 
2000 Franken tiefer. Die Steuer-
ersparnis beträgt bei einem 
Grenzsteuersatz von wiederum 
35% 700 Franken. Zusätzlich er-
gibt sich ein Mehrertrag von 
5700 Franken (steuerfreier Ka-
pitalgewinn von 7000 Franken 
plus steuerbare Dividenden 1000 
Franken minus Schuldzinsen 
von 3000 Franken plus Steuer-
ersparnis von 700 Franken).  
Die Beibehaltung der Hypothek  
hätte sich also gelohnt.

Weitere Aspekte berücksichtigen

Die steuerliche Komponente 
ist immer ein Bestandteil des 
Ganzen. Zusätzlich sind auch 
andere wichtige Aspekte in die 

Überlegungen mit einzubezie-
hen: etwa Fragen zur Vermö-
gensdiversifikation, zum Bedürf-
nis nach Schuldenfreiheit oder 
Unabhängigkeit von Kreditinsti-
tuten, zur Zinsentwicklung, zur 
individuellen Grenzsteuerbelas-
tung, zum individuellen Risiko-
profil bei der Vermögensanlage, 
zur Vorsorgestrategie usw. 

Fazit

Die Entscheidung, ob man 
Schulden aus steuerlichen Grün-
den zurückzahlen soll oder 
nicht, sollte erst nach einer sorg-
fältigen und individuellen Ana-
lyse sowie bei ganzheitlicher Be-
trachtung und unter Einbezug 
verschiedener Szenarien gefällt 
werden.Entscheidend ist dabei, 
dass die Rendite der Vermögens-
anlagen langfristig höher ausfällt 
als die Schuldzinsen. Idealerwei-
se ist aus steuerlicher Sicht der 
Ertrag aus der Vermögensanlage 
steuerfrei (z.B. BVG-Vorsorge-
gelder, Lebensversicherung, Ka-
pitalgewinn bei Wertschriften).

Durch eine geschickte Struk-
turierung des Vermögens kön-
nen legal und unter Einhaltung 
von kalkulierbaren Risiken tat-
sächlich nachhaltig Steuern ge-
spart werden. Dabei ist es wich-
tig, künftige Entwicklungen zu 

beobachten, um gegebenenfalls 
Änderungen rechtzeitig vorneh-
men zu können.

Max Roth,
dipl. Betriebsökonom FH und  
dipl. Steuerexperte,   

Audita Treuhand & Wirtschafts-
prüfung AG, St. Gallen

Patrick Angehrn,
Treuhänder mit eidg. Fachaus-
weis, Audita Treuhand & Wirt-
schaftsprüfung AG, St. Gallen

Mit Schulden Steuern sparen?
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Ausgewählte  
Fragestellungen

–  Besteht bei der beruflichen Vor­
sorge eine Vorsorgelücke?

–  Welche Auswirkungen hat ein 
Einkauf auf die Versicherungs­
leistungen?

–  Wer ist begünstigt im Falle  
eines vorzeitigen Ablebens der 
versicherten Person?

–  Wie wird das Guthaben nach 
einem allfälligen Pensionskassen­
einkauf verzinst? Gibt es alter­
native, flexiblere Anlagemög­
lichkeiten?

–  Welchen Deckungsgrad weist 
die Pensionskasse auf?

–  Wann sind allfällige Einzah­
lungen idealerweise zu tätigen?

–  Wurden bereits Vorbezüge für 
Wohneigentum getätigt oder 
sind solche geplant?

–  Soll die Leistung in Kapitalform 
oder als Rente bezogen wer­
den?
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Die Verschuldung – auch bei Hypotheken – hat auf die Steuer­
rechnung einen wesentlichen Einfluss.


